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                                                                                                            Osnabrück, 28. Jul. 2002

Pressemitteilung: 

Schon wieder ein öffentlicher Auftritt von NPD und Kameradschaft „Nationaler Widerstand Osnabrücker Land“

Für Samstag, den 27. Juli 02 hatte die NPD einen Infostand in der Gemeinde Wallenhorst angemeldet, der offensichtlich vom dortigen Ordnungsamt genehmigt wurde. 

Durch diese Genehmigung bekamen die Rechtsextremen, die vor allem aus dem Spektrum des sog. „Nationalen Widerstand Osnabrücker Land“ (NWOL) kamen, eine weitere Möglichkeit, in der Öffentlichkeit ihre hetzerische Propaganda zu verteilen. Weit gekommen sind sie damit jedoch nicht. 

Die Nazis tauchten mit ihrem Propagandamaterial und in Begleitung der Polizei am Samstagvormittag in Wallenhorst auf, konnten jedoch ihren Stand nicht aufbauen, weil klar wurde, daß es zu Protesten kommen würde. 

Sie wurden dann von der Polizei zu einem anderen Ort geleitet. Auf ihrem Weg hielten die Rechtsextremen an verschiedenen Großparkplätzen, wo sie ihre rassistische und sexistische Propaganda unter die Scheibenwischer der parkenden Autos klemmten. Direkt danach konnten diese Pamphlete jedoch ins Altpapier entsorgt werden, so daß sie keine Wirkung erzielten. 

In Bramsche wurden die Nazis, die mit einem Pappschild in der Mitte durch die Stadt zogen, von AntifaschistInnen an einem weiteren öffentlichen Auftreten gehindert. Sie wurden aufgehalten und zurückgedrängt. Daß sie nicht ganz verscheucht wurden, lag am Eingreifen der Polizei, die sich schützend vor die Nazis stellte. 

Kurz danach war der Auftritt der Rechtsextremen beendet. Von Polizei begleitet zogen sie ab. 

Tatsächlich hat also das Erscheinen der Nazis in der Öffentlichkeit keine besondere Wirkung gezeigt, aber das ist das einzige positive an dem Vorgang.  

Der politische Kampf gegen nationalsozialistisches Gedankengut kann und darf nicht an Behörden übertragen werden, diese sind für die Politik auch gar nicht zuständig. Dennoch sollten auch Behörden, die sich als ausführendes Organ dieser Demokratie verstehen, ihrer Verantwortung bewusst sein. Denn es gibt behördlichen Spielraum, und es ist nach der Intention zu fragen, wenn dieser nicht genutzt wird. 

So ist zu fragen, ob die Gemeinde Wallenhorst überhaupt versucht hat, ein öffentliches Auftreten von Nazis in ihrem Ort zu verhindern. Anderen Gemeinden im Landkreis Osnabrück ist das schon gelungen. Jüngstes Beispiel ist die Gemeinde Ankum, die die Genehmigung eines Infostandes mit der Begründung ablehnte, daß vor dem Bundesverfassungsgericht Verbotsanträge gegen die NPD anhängig sind. Als die NPD daraufhin das Verwaltungsgericht Osnabrück anrief, lehnte dieses ihren Antrag auf einstweilige Anordnung als unzulässig ab. 

Weiter ist zu fragen, ob nicht die Polizei ohne Probleme den Miniaufmarsch der Nazis in Bramsche hätte beenden können. Die Rechtsextremen zogen geschlossen mit ihrem Schild in der Mitte durch die Straßen und schließlich war für Bramsche nichts angemeldet. Sonst ist die Polizei nicht so zögerlich, eine Ansammlung von mehr als drei Personen als nicht genehmigte Demonstration anzusehen und aufzulösen, wegen Verstoß gegen das Versammlungsrecht. 

Es ist davon auszugehen, daß Nazis von NWOL und NPD mindestens bis September, dem Termin der Bundestagswahl weitere öffentliche Auftritte versuchen werden. Bisher waren sie beim Verteilen ihrer Propaganda nicht sehr erfolgreich, das wird aber nur so bleiben, wenn sich möglichst großer Widerstand aus allen gesellschaftlichen Spektren gegen die Nazis regt!

